
Die Debatte um bezahlbaren Wohnraum spaltet die politischen lager und führt von Enteignungen über Mietpieisdeckel bis hin zu Neubauten. Foto: dpa

SPD will Mietendeckel - CDU w¡ll bauen
Schäfer-Gümbel heiã mit Vorstoß Wohnungsdebatte neu an - Merkel setzt auf lnvestoren'

BerlinrKöh. (dpa) In der Debatte
um bezahlbare Mieten wird die For-
deruag nach einem bundesweiten
Mietendeckel lauter. Nach der
Linksfraktion im Bundestag sprach
sich auch der kommissarische SPD-
Chef Thorsten Schäfer-Gümbel da-
fü¡ aus. ZieI sei, die Mieten in ge-
foagten Wohngegenden fü¡ fünf
Jahre weitgehend einzufrieren, sag-
te er dem Tagesspiegel.

Ei¡ Mietendeckel wird derzeit für
die Stadt Berlin diskutiert. Dort
trieb eine Bürgerinitiative auch ei¡
Volksbegehren zur Enteignung gro-
ßer tilohnungskonzerne voran.,,Wir
brauchen den Mietpreisdeckei fiir
ganz Deutschland", sagte Schäfer-
Gümbel der Zeitung. ,,Wir werden
das i¡ der Koaütion in den nächsten
Tagen zum Thema machen."

Gegenstimmen aus der Koalition
kamen rasch: Unionsfraktionsvize
Thorsten trlei bezeichnet einen bun-
dêsweiten Mietpreisdeckel in einem
Interview mit der Badische¡t Zei-
tung als ,,hOchst problematisch".
Ei¡erseits weil der Mietmarkt nicht
einheittch sei, andererseits ûeil er
den Anreiz zum Neubau dämpfe.

Schäfer-GüLrnbel sieht im Mieten-
deckel au-t Bundesebene hingegen
eine Atemfause. ,,tffir gewinnen da-
mit Zeit, um zu bauen, zu bauen

und noch einmal zu bauen." Neue
Stadtteile müssten entstehen und
Wege gesucht werden, ,,wie wir Ar-
beit zurück aufs Land bekommen,
damit Leute nicht in die Balluags-
räume ziehen müssen".

Beratung über
Eckpunktepapier
In Berlin will der rot-rot-grüne

Senat am Dienstag über ein Eck-
punltepapier zu einem Mietende-
ckel beraten. Gibt er sein Okay,
könnte ein Gesetzentwurf erarbei-
tet werden. Das Papier sieht ein
Ei¡fuieren der Mieten fÍir fi.inf Jah¡e
vor. Zu hohe Mieten sollen zudem
gesenkt werden können. Das Eck-
punktepapier dient zunlichst nur als
Vorlage. Die Berliner Senatorin fü¡
\trohnen, Katrin Lompscher (Linke),
sagte dem Spiegel, dass sie beim
Mietendeckel u¡rterscheiden wolle
,,nach Gebäudealter, Zustand u¡d
Ausstattung'1.

Der !ïust über bohe Mieten ist
vielerorts groß. Vor allem in Groß-
städten fínden viele häufig kehe
bezahlbare. Wohnung. þundeskanz-
lerin Angela Merkel (eDQ sprach
am FYeitag als Gastrednerin auf der
Jahresversammluag des Deutschen
Mieterbundes in Köl¡. Die Regie-

rungschefí¡ hatte einen schweren
Stand, das Publikum bedachte ih-
ren knapp halbstündigen Auftritt
mit eher spärlichem Applaus - aus
Sicht der Interessenorganisation
tun Bund und Länder zu wenig, um
die lVohaungshrappheit zu lindern.
Der scheidende Verbandschêf
trYanz-Georg Rips erneuerte seine
Forderung nach ei¡em Grundrecht
auf angemessenes und bezahlba¡es
Wohnen. Er appellierte an Merkel,
mehr zu tr¡n. ,,lüohnen ist die soziale
Flage unserer Zeit." Die Regierung
müsse endlich wi¡ksame -Maßnah-
men gegen die ständig steigenden
Mieten ergreifen.

Zudem sprach sich Bips für eine
Gesetzesänderung aus: Zu hohe
Mieten sollten als Ordnungswidrig-
keit geahndet werden - dann müss-
ten Eigenttimer ein Bußgeld zahlen,
wenn sie es übertreiben.

Staatliche Förderung
nicht ausreichend
Nach Rips betcäftigte die Bun'

deskanzlerin am Bednerpult, dass
bezahlbarer Wohnraum hohe Prio-
rität habè-fü¡ ihre Regierung. So
werde der Bund die Lä¡der bei so-
zialem Wohnungsbau weiterhin un-
terstützen, obwohl entsprechende

fi¡anzielle Verpflichtungen ur-
sprünglich Ende 2019 auslaufen
sollten - es gehe aber trotedem wei-
ter. Merkel machte zugleich deut-
lich, dass die ïVohnungshappheit
nicht nur mit staatlicher Förderung
behoben werden könne, ,,sondern
wir müssen ein Klirna schafferf, i¡
dem gern gebaut wùd". Und weiter:
,,Die beste Antwort auf lVohnungs-
knappheìt ist, neuen Wobnraum zu
schaffen." Investoren, die ihr Geld
in den lüohnungsbau steckten,
müssten sich,,selbstverständlich
dem Gemeinwohl verpflichtet, füh-
len", betonte Merkel. Die Indusfrie-
gewerkschaft IG BCE und die Grü-
nen kritisierten Merkel scharf. Ih-
nen ging iìre Rede nicht weit genug.

Neben dem Mietendeckel wird in
Berlin auch die Enteignung großer
Wohnungskonzerne diskutiert, da-
mit Wohnungen bezahlba¡ bleiben.
Eine Btirgeridtiative strebt die Ver-
gesellschaftung von Wohnungsun-
ternehmen mit mehr als 3000 Woh-
nr¡ngen an und will per Volksbegeh-
ren erreichen, dass der Senat ein
entspreehendes Gesetz erarbeitet.
Am trÌeitag übergaben Vertreter des
Büurdnissès ,,Deutsche Wohnen und
Co. enteignen" der Senatsverwal-
h¡ng für Tnns¡ss ?7000 gesammelte
Unterschriften.


